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Vorwort

Mit dem russischen Überfall auf die Ukraine am 24.  Februar 
2022 endete das „Ende der Geschichte“. In diesem bekanntlich bei 
Francis Fukuyama entlehnten Epochenbegriff verdichtete sich die 
vom Fall des Eisernen Vorhangs ausgelöste, nahezu grenzenlose Eu-
phorie der unmittelbaren Nachwendezeit. Von der Wiedervereini-
gung Berlins über die Wiedervereinigung Deutschlands bis hin zur 
Einigung Europas  – in kürzester Zeit kam es zu grundlegenden, 
strukturellen politischen Veränderungen, die noch kurz zuvor für 
undenkbar gehalten worden waren. Francis Fukuyama hatte diese 
Tragweite der Perestroika-Politik Gorbatschows in der Sowjetunion 
früher als andere erkannt. Schon 1989, am Vorabend der Friedlichen 
Revolution, stellte er seine Überlegungen in einem Essay unter den 
prophetischen  – wenn auch noch mit einem Fragezeichen versehe-
nen  – Titel „The End of History?“1

Mit dem Wissen von heute fällt es leicht, die auf eine dauerhafte 
Partnerschaft auch mit Russland bezogenen Hoffnungen als von 
Anfang zum Scheitern verurteilt zu lesen. Selbst eine scheinbare 
Lichtgestalt wie Michael Gorbatschow muss im Rückblick differen-
zierter bewertet werden: Einerseits verzichtete er 1989 auf ein Ein-
greifen in die Proteste in der damaligen DDR und machte den Weg 
für die deutsche Einheit frei, andererseits befahl er 1991 ein blutiges 
Eingreifen gegen die litauische Unabhängigkeitserklärung in Vilnius. 
Noch viel weniger verständlich ist aus heutiger Sicht die Gleichgül-
tigkeit gegenüber dem Zweiten Tschetschenienkrieg (1999–2009). 
Die Bombardierungen Grosnys hielten den damaligen Bundestags-
präsidenten Wolfgang Thierse nicht davon ab, den russischen Präsi-
denten Wladimir Putin in den Deutschen Bundestag einzuladen, wo 
dieser die Angriffe auf die Zivilbevölkerung als Anti-Terror-Einsätze 

1  Francis Fukuyama, The End of History?, The National Interest 16 
(1989), S. 3 ff.
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darstellte  – und Applaus erntete.2 Übrigens verschloss nicht nur die 
Politik lange die Augen vor der russischen Gewaltpolitik in Osteu-
ropa. Auch in der Wissenschaft finden sich zum Tschetschenienkrieg 
nur vereinzelt Beiträge.3 Der Georgienkrieg (2008) ließ sich zwar 
nicht mehr als rein innerrussische Angelegenheit abtun; seine politi-
sche Deutung blieb indes ambivalent. Spätestens mit der Krimanne-
xion machte Russland allerdings seine Ambition deutlich, das Ende 
der Geschichte auch auf der Landkarte zu revidieren. 

Die russische Lesart schiebt die Verantwortung für die Instabilität 
der europäischen Sicherheitsordnung freilich dem Westen zu. Als 
Bundeskanzler Olaf Scholz bei seinem Antrittsbesuch in Moskau am 
15.  Februar 2022 in letzter Minute einen russischen Angriff abzu-
wenden versuchte und dazu an Putin appellierte, dass es nach dem 
Zweiten Weltkrieg „unsere verdammte Pflicht und Aufgabe als 
Staats- und Regierungschefs [ist], zu verhindern, dass es in Europa 
zu einer kriegerischen Eskalation kommt“, entgegneter dieser kühl: 
„Aber wir haben doch bereits Krieg in Europa erlebt. Dieser Krieg 
wurde von der Nato gegen Jugoslawien entfesselt. Das war eine groß 
angelegte militärische Operation mit Raketen- und Bombenangrif-
fen gegen eine der europäischen Hauptstädte, gegen Belgrad“4  – ge-
meint sind die NATO-Luftschläge gegen Serbien im Zuge des Koso-
vokonflikts 1999. Dieser Schlagabtausch steht beispielhaft für ein 
Muster der russischen Propaganda, die westliche Forderungen, das 
Völkerrecht zu beachten, mit dem Verweis auf wirkliche oder ver-
meintliche Völkerrechtsbrüche des Westens zu delegitimieren sucht.5 

2  Der Wortlaut der Rede ist abrufbar unter https://www.bundestag.de/
parlament/geschichte/gastredner/putin/putin_wort-244966 (zuletzt abge-
rufen am 15.05.2023).

3  Zu diesen wenigen Ausnahmen gehört insbesondere der Beitrag Heiko 
Sauer/Niklas Wagner, Der Tschetschenien-Konflikt und das Völkerrecht, 
AVR 45 (2007), S. 53 ff.

4  Eine Mitschrift der Pressekonferenz ist abrufbar unter https://www.
bundesregierung.de/breg-de/suche/pressekonferenz-von-bundeskanzler-
scholz-und-praesident-putin-zum-besuch-des-bundeskanzlers-in-der-russi 
schen-foederation-am-15-februar-2022-2005530 (zuletzt abgerufen am 
15.05.2023).

5  Die völkerrechtliche Zulässigkeit des Kosovo-Einsatzes bleibt umstrit-
ten, vgl. zu dieser Diskussion Matthias Herdegen, Völkerrecht, 20. Aufl. 

https://www.bundestag.de/parlament/geschichte/gastredner/putin/putin_wort-244966
https://www.bundestag.de/parlament/geschichte/gastredner/putin/putin_wort-244966
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/pressekonferenz-von-bundeskanzler-scholz-und-praesident-putin-zum-besuch-des-bundeskanzlers-in-der-russischen-foederation-am-15-februar-2022-2005530
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/pressekonferenz-von-bundeskanzler-scholz-und-praesident-putin-zum-besuch-des-bundeskanzlers-in-der-russischen-foederation-am-15-februar-2022-2005530
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/pressekonferenz-von-bundeskanzler-scholz-und-praesident-putin-zum-besuch-des-bundeskanzlers-in-der-russischen-foederation-am-15-februar-2022-2005530
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/pressekonferenz-von-bundeskanzler-scholz-und-praesident-putin-zum-besuch-des-bundeskanzlers-in-der-russischen-foederation-am-15-februar-2022-2005530
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Zwar sind Putins Vergleiche nicht tragfähig. Weder unterdrücken 
westliche Staaten im Innern ihre Gegner mittels eines brutalen Poli-
zeiapparats noch haben NATO-Staaten je das Gebiet anderer Staaten 
annektiert und schon gar nicht missbrauchen sie das Völkerrecht 
systematisch als bloßes Propagandamittel, ohne überhaupt gewillt zu 
sein, sich selbst völkerrechtskonform zu halten. Gleichwohl steht die 
westliche Rechtsgemeinschaft heute vor der Frage, ob das Anliegen, 
den Menschenrechtsschutz im Völkerrecht zu stärken, etwa durch 
die Doktrin der responsibility to protect,6 auf Kosten klassischer  – 
„harter“  – Prinzipien wie Gewaltverbot und Nichteinmischung in 
innere Angelegenheit gegangen ist und damit zur Destabilisierung 
der internationalen Sicherheitsordnung beigetragen hat. –

Die Themenfindung für die Sektionssitzung der Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Sektion der Görres-Gesellschaft Anfang 
2022 fand vor dem Hintergrund einer medialen Berichterstattung 
statt, die immer deutlicher auf einen bevorstehenden Angriff Russ-
lands auf die Ukraine hindeutete. Trotz aller Hoffnung, dass dieser 
noch abgewendet werden würde, war bald klar, dass der öffentliche 
Diskurs des Jahres 2022 ganz maßgeblich vom Ukraine-Konflikt 
geprägt sein würde und sich dabei zahlreiche Fragen an das Völker-
recht ergeben. Die Zusammenstellung der konkreten Vortragsthemen 
berücksichtigt einerseits die Wucht der Ereignisse seit dem 24.  Fe

2021, § 34 Rn. 54; bereits seinerzeit gegen die Zulässigkeit Christian Lange, 
Zur Frage der Rechtmäßigkeit des NATO-Einsatzes im Kosovo, EuGRZ 
1999, S. 313 ff. In seinem Rechtsgutachten zur kosovarischen Unabhängig-
keitserklärung ging der IGH nicht näher auf diesen Komplex ein, auch nicht 
unter dem Aspekt einer „remedial secession“. Der Gerichtshof beschränkte 
sich auf die Feststellung, dass die Unabhängigkeitserklärung selbst nicht 
gegen Völkerrecht verstoßen habe, hielt darüber hinausgehende Feststellun-
gen zur Vorgeschichte aber nicht von der vorgelegten Frage umfasst, vgl. 
ICJ-Rep. 2010, S. 403, Rn. 82.

6  Eingehender Bericht zur Entwicklung bei Charlotte Kreuter-Kirchhof, 
Völkerrechtliche Schutzverantwortung bei elementaren Menschenrechtsver-
letzungen, AVR 48 (2010), S. 338 ff.; differenziert zur völkergewohnheits-
rechtlichen Akzeptanz Carsten Stahn, Responsibility to Protect: Political 
Rhetoric or Emerging Legal Norm?, AJIL 101 (2007), S. 99 ff. (118 ff.); abl. 
zur Rechtfertigung von militärischen Eingriffen ohne Autorisierung durch 
den UN-Sicherheitsrat Sven Simon, 15 Jahre Responsibility to Protect: Wo-
rin liegt die Schutzverantwortung?, AVR 54 (2016), S. 1 ff. (38 f.).
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bruar 2022, bemüht sich andererseits um einen weiter gespannten 
Bogen, der sich auch einer kritischen Rückschau auf mögliche Fehler 
des Westens auf dem Weg in die Eskalation nicht verschließt. Die 
Beiträge in diesem Sammelband beruhen auf den Vorträgen, welche 
die Referenten am 23. und 24.  September 2022 auf der Sektionssit-
zung der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Sektion als Teil der 
Jahresversammlung der Görres-Gesellschaft gehalten haben. Für die 
Publikation wurden sie im Anschluss an die Tagung überarbeitet 
und mit Anmerkungen versehen.

Der Band  wird eröffnet mit dem Referat von Botschafter Dr. 
Ernst Reichel, der die Bundesrepublik von 2016 bis 2019 in Kiew 
diplomatisch vertreten hat. Als sachverständiger Zeuge schildert er 
die Ereignisse in der Ukraine seit dem Euromaidan. Im Anschluss 
daran vertieft der Historiker Prof. Dr. Martin Aust aus Bonn in sei-
nem Beitrag die zeitgeschichtliche Perspektive und sucht insbesonde-
re nach Erklärungen für eine längere Fehlwahrnehmung der russi-
schen Politik in der westlichen Öffentlichkeit.

Die ehemalige Vizepräsidentin des EGMR, Prof. Dr. Dr. h. c. 
Angelika Nußberger, beleuchtet in ihrem Beitrag die Entzweiung 
zwischen Russland und dem Westen in Fragen des Völkerrechts. 
Dabei geht sie bis zur früheren sowjetischen Völkerrechtsdoktrin 
zurück. Kritisch beleuchtet sie auch die westliche Staatenpraxis seit 
1999, weist dabei aber die Argumentation tu quoque der russischen 
Propaganda entschieden zurück. Die Völkerrechtlerin Prof. Dr. 
Noëlle Quénivet aus Bristol befasst sich in ihrem Beitrag mit den 
verschiedenen stabilisierten De-Facto-Regimen, die auf dem Gebiet 
der früheren Sowjetunion entstanden sind. Dabei hinterfragt sie die 
Voraussetzungen der Staatlichkeit und macht einen differenzierten 
Vorschlag, unter welchen Umständen stabilisierte De-Facto-Regime 
als Staaten anerkannt werden sollten. Mit verfahrensrechtlichen 
Fragen und praktischen Ermittlungsproblemen bei der Ermittlung 
möglicher Völkerstraftaten befasst sich der Beitrag des Göttinger 
Völkerstrafrechtlers Prof. Dr. Dr. h. c. Kai Ambos. Dabei wird auch 
deutlich, dass Sanktionen und Strafmaßnahmen gegen Russland nur 
von einem Teil  der Staatengemeinschaft mitgetragen werden.

Der griechisch-katholische Theologe PD Dr. Andriy Mykhaleyko 
aus Eichstätt stellt die religiösen Konfliktlinien in der Ukraine dar. 
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Der Beitrag erläutert, wie die orthodoxe Prägung auf beiden Seiten 
–  in Russland und in der Ukraine – als Narrativ gebraucht wird, sei 
es zur Begründung eines vermeintlich gemeinsamen Kulturraums auf 
der einen Seite bzw. zur Begründung eigener Unabhängigkeit und 
wechselseitiger Abgrenzung auf der anderen Seite.

Als Beitrag im Rahmen des Jungen Forums befasst sich schließlich  
Philipp Sauter aus Heidelberg mit nuklearen Bedrohungen in der 
Ukraine. Sein Fokus liegt dabei auf den Gefährdungen für zivile 
Nuklearanlagen durch Kriegshandlungen.

Leider wäre es eine völlig unrealistische Erwartungshaltung, dass 
sich Wladimir Putin und die aktuelle russische Führung von der 
Kraft völkerrechtlicher Argumente überzeugen ließen. Trotzdem 
sind wir von der mittel- und langfristigen Wirkmächtigkeit des Völ-
kerrechts überzeugt. Seine generelle Ordnungsfunktion ist in der 
Staatengemeinschaft unbestritten und wird in gewisser Weise sogar 
durch die  – wenn auch substanzlosen  – Rechtfertigungsversuche 
Russlands belegt. Umso wichtiger ist, dass propagandistischen Ver-
drehungen immer wieder die Erkenntnisse einer freien Völkerrechts-
lehre entgegengesetzt werden. Wir hoffen, dass die Beiträge in die-
sem Band dazu einen kleinen Beitrag leisten.

Für die tatkräftige organisatorische Unterstützung bei der Durch-
führung der Tagung danken wir Hannah Wiemer und Greta Herzig, 
die als Stipendiaten des Cusanuswerks von Seiten des Jungen Forums 
an der Moderation der Panels beteiligt waren, für die vielfältige 
Unterstützung bei der redaktionellen Bearbeitung der hier veröffent-
lichten Abhandlungen Herrn ref. iur. Simon Goralski, Wissenschaft-
licher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insbesonde-
re für Staatsrecht, Allgemeine Staatslehre und Verfassungstheorie an 
der Universität Leipzig. Schließlich gilt unser Dank Dr. Florian Si-
mon, LL.M. für die Aufnahme dieses Bandes in die Reihe der „Wis-
senschaftlichen Abhandlungen und Reden zur Philosophie, Politik 
und Geistesgeschichte“.

Leipzig und Wiesbaden, im April 2023

Arnd Uhle und Matthias Friehe
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Geschick bei der Themenauswahl ist den Verantwortlichen im Bis-
tum Essen genauso wenig entgangen wie sein gewinnender Umgang 
mit Referenten und Gästen, der die Sektion über die vergangenen 
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ihn Ruhrbischof Franz Overbeck 2018 mit der Leitung der Essener 
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Zwischen Freiheit und Krieg

Der Konflikt um die Ukraine  
seit den Maidanprotesten 2013/14

Von Ernst Reichel

I. Einleitung

Mein Beitrag zum Krieg Russlands gegen die Ukraine und dessen 
Vorgeschichte kommt aus der Perspektive als sachverständiger Zeuge, 
denn ich war von 2016 bis 2019 Botschafter in der Ukraine. Zuletzt 
war ich noch einmal für einige Wochen im März 2022, also unmittel-
bar nach Beginn des umfassenden russischen Kriegs gegen die Ukrai-
ne, an der polnisch-ukrainischen Grenze, und habe dort vorüberge-
hend noch einmal die Leitung der evakuierten deutschen Botschaft 
Kiew übernommen. Sie können sich vielleicht vorstellen, dass sich der 
aktuelle Krieg in seiner ganzen Grausamkeit vor diesem Hintergrund 
für mich plastischer und konkreter darstellt als für die meisten unter 
Ihnen. Zugleich habe ich insgesamt im Lauf meiner Karriere, direkt 
oder indirekt, 16 Jahre in Russland und den Nachfolgestaaten der 
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Sowjetunion gearbeitet, kenne also nicht nur die ukrainische Perspek-
tive.

Einleitend muss ich noch zur Klarstellung betonen, dass dieser 
Beitrag meine eigenen Ansichten und Bewertungen enthält, die nicht 
der Bundesregierung zugerechnet werden dürfen.

II. Ausgangspunkt:  
„Nahes Ausland“ und „Farbrevolutionen“

Die seit der Auflösung der Sowjetunion im Jahr 1991 unabhängige 
Ukraine befand sich lange im Windschatten der internationalen Poli-
tik. Der internationale außenpolitische Diskurs drehte sich zunächst 
um den „Sieg“ des Westens im Kalten Krieg und das deshalb erwarte-
te „Ende der Geschichte“ in einer sich globalisierenden Welt. Später 
dann, nach dem 11. September 2001, wurde der internationale Terro-
rismus als die wichtigste Sicherheitsbedrohung angesehen. 

In dieser Zeit liegt die Wurzel für den Deutungsstreit zwischen 
Russland und dem Westen darüber, ob ein Konflikt „um die Ukrai-
ne“ vorliegt, bei dem die Ukraine ein bloßes Objekt des Machtkampfs 
globaler Akteure um „Einflusssphären“ ist  – so die russische Lesart. 
Oder ob die Ukraine ein vollwertiges politisches Subjekt aus eigenem 
Recht ist, das sich selbst dagegen zur Wehr setzt, dass Russland seinen 
Kurs und seine Identität fremd zu bestimmen sucht.

In den 1990er Jahren hatte sich in Russland bereits das politische 
Konzept des „Nahen Auslands“1 verfestigt  – eine Doktrin, wonach 
die Unabhängigkeit der Nachfolgestaaten der Sowjetunion zwar ei-
nerseits anerkannt und respektiert wurde, aber zugleich von Russland 
der Anspruch erhoben wurde, in fundamentalen Fragen der politi-
schen Orientierung dieser Staaten eine bestimmende Rolle zu spielen. 
Und zwar unter weitgehendem Ausschluss anderer internationaler 
Akteure, insbesondere des Westens – und auch dann, wenn die dorti-
ge Bevölkerung einen anderen politischen Kurs wünschte. Hierbei 

1  Vgl. schon 1995 Olga Alexandrowa, Russland und sein „nahes Ausland“: 
Integrationsvorstellungen und Ansätze der russischen Integrationspolitik, 
abrufbar unter https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-41793 (zu-
letzt abgerufen am 15.05.2023).

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-41793
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kam es Russland entgegen, wenn in den Staaten des „nahen Auslands“ 
illiberale und autokratische, nur der äußeren Form, aber nicht dem 
Wesen nach, demokratische Regierungen existierten. Die in der Sow-
jetunion entstandene massive wirtschaftliche Interdependenz, unter 
anderem auch in der Energieversorgung, war ein weiterer entschei-
dender Faktor der informellen Kontrolle durch Russland.

Vor diesem Hintergrund fanden in der Ukraine im Herbst 2004 
Präsidentschaftswahlen statt. Der pro-westliche Kandidat Wiktor 
Juschtschenko wurde im Wahlkampf mit hochreinem Dioxin lebens-
gefährlich vergiftet und entstellt  – wobei ungeklärt bleibt, ob ein 
ukrainischer Akteur oder Russland den Auftrag gab2. Nach der Stich-
wahl wurde dann mit hauchdünnem Vorsprung sein zu Russland 
tendierender Rivale Wiktor Janukowitsch zum Sieger erklärt, wobei 
die Wahlbeobachter der OSZE und die Mehrheit der Ukrainer von 
Wahlfälschung ausgingen. Dies löste wochenlange friedliche Massen-
demonstrationen aus. Die Wiederholung der Stichwahl gewann dann 
der vergiftete Juschtschenko mit großer Mehrheit.

Dieser historische Moment wurde international unter dem Namen 
„Orangene Revolution“3 bekannt, da orange die Kampagnenfarbe 
Juschtschenkos war. Sie war der bedeutendste Fall der sogenannten 
„Farbrevolutionen“, die sich außerdem in Georgien und Kirgistan 
abspielten. Russland verbreitet bis heute vehement das Narrativ, diese 
seien vom Westen inszeniert und finanziert worden. Der Begriff „Far-
benrevolution“ ist für die Machthaber in Russland zu einem Etikett 
geworden, das Protestbewegungen aus der Bevölkerung angeheftet 
wird. Die schlimmste Vorstellung ist dabei natürlich, dass es eine sol-
che Farbenrevolution einmal in Russland selbst geben könnte.

Eine bittere Ironie der „Orangenen Revolution“ war in den folgen-
den Jahren, dass sich die maßgebenden demokratisch gesinnten Poli-
tiker so sehr bekämpften und diskreditierten, dass 2010 dann doch – 

2  Frankfurter Allgemeine Zeitung, Vergiftung Juschtschenkos  – Spuren 
von Kiew nach Moskau, v.11.09.2007, abrufbar unter https://www.faz.net/
aktuell/politik/ausland/vergiftung-juschtschenkos-spuren-von-kiew-nach-
moskau-1462803.html (zuletzt abgerufen am 15.05.2023).

3  Vgl. hierzu ausführlich Andreas Kappeler, Kleine Geschichte der Ukrai
ne, 4. Aufl. 2014, S. 282 ff.
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